
Keine Bundeswehr-Beteiligung am „War on Terror“!   Für eine politische 

Lösung! Völkerrecht nicht aushöhlen!    

Bundesausschuss Friedensratschlag ruft zu Aktionen auf! 

 
Die Ankündigung der Bundesregierung, so schnell wie möglich zusätzlich zur Ausweitung ihrer Einsätze in 

Mali und Nord-Irak mit bis zu sechs TORNADO-Kampfflugzeugen, einer Kriegsfregatte, Tankflugzeugen und 

dem Satellitenspionagesytem SAR Lupe aktiv in den „War on Terror“ einzugreifen - alarmiert uns. 

Krieg ist das falsche Mittel! Denn 

Erstens: die Geschichte des „War on Terror“ lehrt uns, dass Krieg, wie er in Afghanistan, Pakistan, Irak, 

Somalia, Jemen und Syrien von der NATO und ihren Mitgliedstaaten geführt wurde und wird, nicht zum 

Niedergang des „Terrors“, sondern zu seiner extensiven Ausbreitung geführt hat. Eine Steigerung des 

Krieges führt zum Anstieg der Anschlagsgefahr auch hierzulande. Zu betrauern sind schon jetzt mehr als 

eine Million Tote dieses „War on Terror“.  

Zweitens: Wer den Beschwichtigungen geglaubt hat, die deutsche Teilnahme am völkerrechtswidrigen 

Angriffskrieg auf Jugoslawien 1999 sei ein einmaliger Vorgang gewesen, der sich nicht wiederholen werde, 

sieht sich eines Schlechteren belehrt, wenn sich die Bundesregierung wieder über das Völkerrecht und 

damit über das Grundgesetz hinweg setzt. Es liegt kein UN-Mandat vor. Sich auf den „Bündnisfall“ des 

Militärpakts EU zu berufen, reicht nicht aus als Mandat. Seit wann steht die EU rechtlich über der UNO? Wir 

sind in hohem Maße besorgt darüber, dass hier offensichtlich ein Präzedenzfall geschaffen werden soll. 

Drittens: Der Eindruck, als ob es sich beim deutschen Ansinnen um einen Eintritt in den Anti-Terror-Krieg 

„light“ handelt, ist falsch. Die TORNADOS dienen der Zielerfassung am Boden. Sie schaffen so die 

Grundlagen für den Bombenabwurf anderer. Gleiches ermöglicht das hochpräzise Radarsatellitensystem 

SAR-Lupe, das unabhängig von Licht und Wetter in Echtzeit Objekte bis zu einer Größe von einem halben 

Meter fokussieren kann. Die angeblich zum Zwecke der Flugabwehr an die Seite des französischen 

Flugzeugträgers beigestellte deutsche Fregatte, (Verfügt der „Islamische Staat“ neuerdings über eine 

Luftwaffe?) hat die Funktion, mittels seiner extrem leistungsstarken Radaranlagen Luftlagebilder des 

gesamten syrischen Luftraums zu erstellen. Die fliegende Airbus-Tankstelle ermöglicht Bombern einen 

längeren und intensiveren Einsatz. Bereits angebahnt durch die Ausbildung der Peschmerga und die 

Waffenlieferungen in  den Nord-Irak outet sich Deutschland nun vollends als Kriegspartei. Vom Ende des 

deutschen Einsatzes ist nicht die Rede, wohl jedoch von seiner Ausweitung. 

Was ist zu tun? 

Der Warenaustausch mit dem „Islamischen Staat“ ist zu unterbinden. Das betrifft nicht nur den Handel von 

Öl und Gas, sondern auch den schwunghaften Warenverkehr unter anderem mit Lebensmitteln und 

Bauteilen für Waffen, wie er mit der Türkei erfolgt. Geldflüsse in das Gebiet, das vom IS kontrolliert wird, 

haben ebenso zu unterbleiben, wie der Bewegungen von Kämpfern über die Anrainerstaaten. Deutsche 

Waffenlieferungen in den Nahen und Mittleren Osten sind zu stoppen. Für den Konflikt in Syrien und den 

Irak kann es nur eine politische Lösung geben, die alle am Konflikt Beteiligten zusammenführt. Die für den 

kostspieligen Krieg bereitgestellten Beträge wären besser investiert in die Versorgung von Flüchtenden. 

(…) 

Für den Bundesausschuss Friedensratschlag: 

Anne Rieger, Graz / Lühr Henken, Berlin (für Rückfragen unter Tel. 0160 4066630) 

 



Attac Untere Saar informiert 

 

                                                                 Krieg ist Terror  
 
                Attac Deutschland lehnt Militärintervention in Syrien ab  
Der französische Präsident Francois Hollande hat nach den barbarischen 
Attentaten in Paris eine neue Runde des „Krieges gegen den Terror“ erklärt, 
der seit 2001 in Afghanistan/Pakistan, Irak, Libyen, Jemen und zuletzt in Syrien 
den Nahen und Mittleren Osten destabilisiert. Die Zahl der zivilen Todesopfer 
wird auf über 1,3 Millionen geschätzt – viele Millionen Menschen sind auf der 
Flucht. 
Selbst der ehemalige britische Premierminister Tony Blair hat kürzlich 
eingeräumt, dass der von ihm mit zu verantwortende Krieg gegen den Irak die 
Entstehung des terroristischen „Islamischen Staates“ erheblich mit verursacht 
hat. Nun soll auch die deutsche Bundeswehr in diesen Krieg ziehen. Friede 
wird so nicht erreicht.  
Wir lehnen alle militärischen Interventionen ab. Der von der Bundesregierung 
angestrebte Kriegseinsatz ist völkerrechtswidrig.  
Wir fordern den Stopp aller Rüstungsexporte und die Trockenlegung aller 
Finanzierungsquellen des „Islamischen Staates“ sowie anderer terroristischer 
Milizen.  
Dieser Krieg zerstört nicht nur die Lebensgrundlagen der Menschen im Nahen 
und Mittleren Osten. Er untergräbt auch die mühsam erkämpften 
Freiheitsrechte in Europa. Die Opfer von Terroranschlägen und unsere Trauer 
um sie dürfen nicht instrumentalisiert werden, nicht für neue 
Überwachungsapparate, nicht für Kriege.  
 
Attac ruft dazu auf, gegen die Kriegseinsätze zu protestieren und fordert die 
Ablehnung der Intervention in Syrien.  
 
Attac Untere Saar unterstützt die Kundgebung des FriedensNetz Saar in 
Saarbrücken am Freitag, 11.12.2015, 18 Uhr, Reichsstraße (vor der Europa-
Galerie). Für Frieden und soziale Gerechtigkeit – Wider den Terrorismus! 
Frieden schaffen ist die richtige Solidarität mit Frankreich! 
 
Infos im Netz: www.attac-netzwerk.de/untere-saar 
V.i.S.i.P:  Hans-Hermann Bohrer  Zum Kammerforst 30a 66679 Losheim am See  


